Fiir das Nachschlagewerk!
Pir die Amtliche Sammlung!

Gesetz: BGB §§ 946, 957, UmstG § 16

Rechtssatz: Der Anspruch auf Verglitung Ifir den vor dem Wahrungs-
gtichtag vorgenommenen Einbgu von Gegenstédnden in
ein Gebfude ist im Verh#ltnis 10 : 1 umzustellen.,

Aktenzeichen: V ZR 147/5%

Urteil vom 3. Oktober 1952 . 0LG Hamburg
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Vorxundet am %. Oktober 1952
Symalla, Justizobersekretér,

als Urkundsbeamter der
Geschaftastelle

Kldgers, Berufungsbeklagten,
Pevjs“ ~*k1éﬁor und Anschluf3—-
revisionsbekla gten,

~ Prozefbevollmichtigter: Rechtsanwalt Dr. R -

gegen

die Ehefrau Margherita Louise Pernanda
"e— W ; ~

den Kgu i gl
T— M

vertreten durch seinen Generalbevollmdchti

Rechtsanwalt — - in Hambu

ETb@Pé@rei‘ . arm Nachlall der }

Dow thea Eleon — geb. S

Bek]ag?@ ~rbfungcb;§6cn
Revisi On&be?7o rte und Anschluf-—
revisi onsh$apow

Prozefibe

‘hat der V. Zivilsenat des
Verhandlung voem 3. Oktober 1952 unter Mitwi
da

prisidenten Prof. Dr., Pri
Dr. Heck, Schuster und Dr.

fiir Recht erkannt:




Die Revision des Kliagers und die AnschluBrevision
der Beklagten gegen das Urteil des 4. Zivilsenats
des Hanseatischen Oberlandesgerichts zu Hamburg vom
14.- Mrz 1951 werden zuriickgewilesen. '

Von den Kosten des Revisgsionsverfahrens haben der
Klager 8/9, die Beklagten als Gesamtschuldner 1/9
zu tragen.

Von Rechts wegen
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Tatbestands

Die am 17. Jasnuar 1947 verstorbene Erblasserin der
Beklagten war Eigentlimerin des Hauses BEstraBe 127
in HEJA, das durch Bouben beschidigt worden war. Durch
Leistungsanforderung voem 16. April 1946 wurde die Zweizim-
‘merwohnung mit Kiiche im zweiten Stock hinten rechts fir
Freu Paula B und fir den KlHger und seine Pamilie
in Anspruch genommen. Die Leistungsanforderung enthielt
den Vermerk: "Ausbau erfolgte'in Selbsthilfe und Selbst-
finanzierung durch Familie Ti(Uii)-" Der Kliger baute die
Wohnung in der Zeit von Juni bis September 1946 aus. Haupt-
mieterin der Wohnung ist Frau Paula BB, der Kliger ist
deren Untermieter. Der mongtliche Mietzins betrigt 27,93 DM.

Der Klédger verlangte Ersatz dor fiir den Ausbau auf-
gewendeten Kosten, die er auf Grund eirnes Gutachtens ei-
nes Maurermeisters Wi =uf 2 200, 5 DM bezifferte.Br
hat am 28. Januar 1950 Klage erhoben urd den Antrag ge-
stellt:

die Beklagten agls Gesamtschuldner kostenpflichtig
u und vorlaufig vollstreckbar zu verurteilen, an den

Kldger 2 200,15 DM nebst 4 % Zinsen seit dem Tag der

Klagerhebung, und zwar in monatlichen Teilbetrdgen

von 27,95 DM, beginnend mit dem 1. Februar 1950, zZu

zahlen,

Die Beklagten haben Klagabweisung beantragt.

Das bandgerich+t nhgt die Beklagten als Gesamtschuldner
verurteilt, an den Kliger 1 075 DM nebst 4 ¢ Zingen seit
dem 28, Januar 1950 zu zahlen, und zwar in monstlichen

Teilbetrédgen von 27,93 DM, beginnend mit dem 7. Februar 1950,
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Es hat in tatsichlicher Beziehung festgestellt,
der Unterschied zwischen dem gewthnlichen Verkaufswert
des Grundstiicks am 28. Januar 1950 und demjenigen ge-
wohnlichen Verkgufswert, den des Grundstiick am gleichen |
Tag haben wiirde, wenn die Arbeiten des Kldgers nicht ﬂ
ausgefithrt weorden widren, betrage 1 075 Dil, g

Auf dic Berufung der Beklagten hat das Oberlandes- 3

gericht Hamburg unter Zuriickweisung der weifergehenden gg
Berufung das Urteil des Landgerichts dahin gedndert: ok

Die Beklagten werden als Gessmtschuldner verurteilt,
an den Kliger 122 DM nebst 4 % Zinsen seit dem 28. B
Januar 1950 zu zahlen. Im librigen wird die Klage ab-
gewiesen,

Die Revision wurde zugelassen. }:}

Mit der Revision erstrebt der Xldger die Wiederher-
stellung des Urteils erster Instanz, mit der AnschluBre-
vision erstreben die Beklagten volle Abwelsung der Klage.

Tn zweiter Iinie bitten beide Parteien um Zurickverwei-

sung, aullerdem beantragen sie Zurickweisung des Rechts-
mittels des Gegners.

Entscheidungsgrinde:

[ Da einer der Beklagten scinen Wohnsitz auBerhalb des
Bundesgebiets hat, ist ven Amts wegen zu priifen, ob die
deutschen Gerichte ohne die Genehmigung der Besatzungs-
macht iiber die Xlage entscheiden diirfen. Dies ist zu be-
jehen, nachdem die Lzndesgentralbank der Hansestadt Hamburg
mit Schreiben vem 3. Oktober 1957 (16/Bk/1i) ausgesprochen .




Loy

hat. daB zur Erwirkung eines Urteils im vorliegenden Fal-
ine devisenrechtliche Genehmigung erforderlich ‘ist.

Der Kldger verlangt wegen des Rechisverlustes, den er
a5 Haus der Beklagten
ausgabe der'ungereohtfertigten Be-—

erlitten hat, die Her _

reicherung in Geld. Das Berufungsgericht stellt ohne Rechts~
irrtum fest, der Klager nab@ auf diesen Bereicherungsan=
spruch nicht verzichtet. :

Das Berufungsgericht fihrt weiter aus, der auf § 951

BGB beruhende Bereicherungsanspruch sel aus uChil@B]iPh

auf Vergitung in Geld gurlontet¢ Der Anspruch sei in dem
Zeltpunkt entstanden, in dem der Vlr ger den Rechtsver—
lust erlitten habe, alsc spatestens mit der Fertigstellung
des Ausbaus im September 1946, Fiir die Hohe déS‘Ahsprﬂphal

sel der Wert der eingebauten Sachain diesem Zeitpunkt.

mafgebend ., Da der Sachverstindige diesen Wert chhe Bean-—
standung durch die Parteien auf 1 220 RM geschitzt habe,
konne dieser Wert der Entscheidung zugrunae gelegt werdén9
nicht dagegen der Wert von' 1 075 DM, um den nach Ansicht

1
des Sachverstdndigen die Beklagten am 28. Januar 41650,
dem Tag der Klagerhebung, bereichert gewesen seien. Die
Forderung von 1 220 RM sei gemdB § 16 UmstG im VerhHltnis
10 2 1 auf 122 DM umzustellen. | e

Die Revision wendet gich unter Hinweis au n
(NJW 195 1, 685).gegen die Umstellung des Klaganspru ‘
im Verh&ltnis 10 : 1, da Billigkeit und Treu und Glauben
es nicht geSEatt qn\.\.eiu Grunde JéDCfl umer eine Bereichex Ul’lg
um 9/10 des seinem Grundstiick zugefiihrten Wer z ~ewa1—-

— R L/w r




ren und den Schopfer dieses Werks mit einem Ersatz im
Verhdltnis 10 : 1 abzufinden. Der Grundeigentiimer kon-
ne nicht volle DM-Miete von dem Wohnungsinhaber erheben,
der auf eigene Kosten eine Wohnung erst erstellt habe,
ohne ihm den Gegenwartswert zugute kommen zu lassen,

Die Frage, in welchem Verh8ltnis Bereicherungsan-
spriiche, die. bereits vor der Widhrungsunstellung entstan-
den sind, aber erst nach dem Stichtag geltend gemacht wer-
den, umgestellt werden sollen oder ob hier eine Umstel-
lung iberhaupt in Frage kommt, ist im Schrifttum uvm-
stritten.

Bs wird geltend gemscht, der Bereicherungsanspruoh'
sei ein Wertanspruch, der nicht auf einen festen Nenn-
betrag lavte, sondern darauf gerichtet sei, was mehr im
Vermogen des Bereicherten sel als vorher. Zwar konne,
wenn dieses Mehr ia cinem Sachwert bestehe, der Fall ein-
treten, daB der Unterschied in Geld beglichen werden mis-
se, aber dieser Unterschied sel eine verdnderliche Grole,
die sich in der Regel erst mit der Rechtshingigkeit,
ausnahmsweise friher fixiere. Es misse dann das heraus-
gegeben werden, was der Bereicherte in diesem Zeitpunkt
noch habe oder, wenn die Herausgabe in Nafur nicht mog-
lich sei und dafiir Geld gegeben werden miisse, der Betrag,
der dem Wert des noch beim Bereicherten Vornandenen im-
Zeitpunkt der Rechtshingigkeoit cder gar erst im Zeitpunkt
der letzten miindlichen Verhandlung entspreche. Das Geld
werde lediglich els im Zeitpunkt der Brfiillung maBgeben- 4
der Wertmesser fir den zu crsetzenden VWert des Gegenstandsl
geschuldet. Eine Umstellung komme alsc nicht in Frage,
jedenfalls sei der Werl, der etwa nach frilheren MaBstiben
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in der Reichsmarkzeit festgesetzt worden sei, durch die
o

rert anzupassen, Es
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inen Ausgleich fir die Ferodgxqb des Anspru au
‘Wiederherstellung darstellen solle. Die Beteiligten

miiBten deshalb ebenso gestellt werden, wie wenn der Be-

1
den in sein Vermogen gelangten Sachwert hersus-

Die Vertreter dieser Auffassung miissen, um zu einer
angenessenen Losung zu komnexn, sguf den einzelnen Pall ab-
stellen und priifen; was aus dem, was der Bereicherte er-
langt hat, geworden ist. Hatte der Bereicherte das

Empfengene oder seinen &elt guf ein ingzwischen umﬂestell—
tes Bankkonto eingezahlt, so muB er den sbgewérteten Be—

trag herausgeben. Hat er es wertbestandig angelegt, so
mi er die Sache cder ihren jetzigen Wert herausgeben,
Hat er Schulden bezahlt, die Jetzt im Verhdltnis 1 24

umgestellt worden wiren, hat er das Empfangene cbenfalls
in dieser Hohe zu zahlen. Wer empfangenes Geld fir le—-
benswichtige Bedlirfnigse verbraucht hat, hat den Wert

ZU ers tatuhnh der nach den jetzt geltenden Verhiltnissen
in neuver Wiahrung 2zu berechnen ware, War das Geld zu Luxus-
ausgaben verwendet worden, so liegt keine Bereicherung

mehr vor,

Diese Auffassung
957/48
(wJw
Bruns




rungsgesetze § 13 Anm 1% u 24), Reinicke (MDR 19489_526 1

rungsanspriiche als Wertanspriiche behandelt und demgem§B: 
nicht "aufgewertet', sondern "umgewertet" habe (RGZ 114,
342; 118, 185; 120, 80; 130, 313; ebenso Miigel, Das ge-
samte Aufwertungsrecht 5. Aufl S 149). Lt

Die andere Auffassung, da Bereicherungsanspriiche,
die bereits vor der Wihrungsreform als Geldanspriiche be-
standen hatten, im Verh&8ltnis 10 : 1 umzustellen sind,i‘uﬂ_
findet sich im Schrifitum bei Bergmann (NJW 1947/48y‘4Q6f?f,
von Caemmerer (SJZ 1948, Spalte 509), Harmeninnguden‘(Wéb;f

und DRZ 1950, 328). In der Rechtsprechung hat sich vor al— 
lem der Oberste Gerichtshof fiir die Britische Zone dieser
Auffassung angeschlossen (OGHZ 1, 198 /2047, 217 /22175
3, 275 /27975 auch die Entscheidung OGHZ 71, 72 /807 steht
nicht entgegen;aA OLG Frankfurt in MDR 71951, 679).

Bs wird geltend gemacht, Bereicherungsanspriiche seien
reine Geldbetragsanspriiche. Sie seien nach dem Willen des
Gesetzes nicht stidrker, sondern schwicher als feste Géid¥ 
betragsanspriiche, da der Einwand des Wegfalls der Berei-
cherung zu einer Verringerung des Anspruchs fihren kdaone,
Es gehe daher nicht an, bei der Umstellung den Bereiche-
rungsanspruch besser als Geldbetragsanspriiche zu stellen.
Wer ein giiltiges Reichsmarkdarlehen zurlickverlange, bhekom-
me nur 1/10 in Deutscher Mark, wer den Betrag eines =
giiltigen Darlehns zuriickverlange, dirfe nicht mehr erhal-
ten. Wer Gegenstdnde, die ihm vorher nicht gehdrt hiatten,
in sein Haus einbaue, kionne dies bei drdnungsméﬁigem Ver-
halten nur tun, wenn er sich zur Verglitung verpflichtet
habe. Es bestehe aber kein Grund, den, in dessen Haus frem-
de Gegenstinde eingefligt worden seien, weltergehend als
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einen ordnungsmaBigen Kdufer haffen zu lassen. Ein Be-
Veloncnungsan:pwuonﬁ dev vor dem Wahrungsstichtag ein-

gelklagt sei, werde 1m'Veﬂhairn7UQfo : 1 umg @Stert es
kdnne deshaldb derselbe Ans Dfuchn erst nach der Vahrung
reform eingeklagt; nicht ?UﬂSulgLT Lehaﬂdvlt wefdenn_Dle'
Rewht”mrébhung‘dea Rel chsg@“Lohtﬂ aus der Zeit d@r Aufwer

tung konne nicht be*uﬂgezogon erdmu Es haba‘ jich damars
um eine sich iiber eine lingere Zeit hinziehende, bestdr—
dig, wenn auch nicht gleichmédBig sich st‘wge?pdo Gcldvor—'

sehlech%erung’géhamdéW*“”Sowth bei der Awfwcriung wi 6 

bei der vom Reichsgericht damals vorgenommenen Umwertuuﬁ‘ ,
. sei man von dem Wert des Geldes im Zeitpunkt der Entstebung
des Anspruchs ausgevéngen; und es sei nur die Frage ge-
wesen, 0b die s ereﬁnfdchende und dedurch grobere Tabelle
zum -Aufw ertungsopsetz oder ein genauerer Index zugrunde

zu legen seil, bel dem a2lle Umstinde nach Treu und Glauben
hatten berlicksichtigt werden konnen, Gegentiber dem Um-

stellungsgesetz wiirde d zcbon eine trtmc Djwchvvv des Be-
reicheruhgsanspruohs eine grundsidtzliche Andorsbehamdlnng
und hiufig Jhwsewhebdn1¢unﬂ ge@enﬁber Geldbetragsanspri-
“chen bod@uton Denn das Um L@liung resetz beriicks ichtige

die zeitliche Vcwaﬁderamg dpu Werts d@% MaWk din der Vefgan~ i
" genheit nicht, sondern habe aus Grinden der Einfschheit

und Klarheit feste Umstellungssidtze ohne Riicksicht auf di
Zeit der Entstehung des Anspruchs und auf die Billigkeit
des Ergebnisses im Einzelfall geschaffen.

Neu¢rdings hat Lange (NJW 1951, 685) Einwendungen ge-
gen dilese Auffassung erhoben. Er nimmt an, der Verwirkli-
.chung des Gedankens, daB die gegenw ige Bereicherung |
in vollem Umiang herauszugeben sei, s stiinden in dre RlChThﬂ—

‘gen Entscheidungen des Reiohsgericlte entgegen, Da rohy
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daB die Surrogation fiir das durch Rechtsgeschift Erlangte
zwar bei Schadensersatzanspriichen (RG 105, 89; 138, 48),
nicht aber bei Bereicherung (RG 86, 347; 101, 391; 136,
136) anerkannt werde, habe sich die Zahl der F&lle ver-
mehrt, in denen Bereicherung in Geld herausgegeben wer-
den milsse. Das Reichsgericht habe ferner als Zeitpunkt

fiir die Bemessung des nach § 818 Abs 2 BGB zu ersetzen-
den Werts den der BErlangung chne Rechtsgrund. (RG 101, 391;
119, 33%6)und filr die Bemessung der nach § 9571 BGB zu
zahlenden Vergﬁtung den Zeitpunkt bezeichnet, in dem der
Eigentlmer die Sache erlangt habe (RG 130, 310 /313/),

d. h. bei Bauten die Zeit der Errichtung. Dadurch erst
habe in vielen F&dllen das Wghrungsrisikc dem Entreicherten
aufgeblirdet werden ktnnen. Es seil aber zu beachten, daB
damals das Reichsgericht davon ausgegengen seil, dalB die
Leistungen nach den Bauanteilen verh#ltnisméBig aufgewer-
tet wlirden. Im {ibrigen erkennt Lange durchaus, daB das Recht
der Umstellung hart ist und iiber das Schicksal der einzel- |
nen hinweggeht, und die Behandlung des Bereicherungsan-
spruchs durch die Rechtsprechung scheint Zhm vor allem

im Widerspruch mit der Beurteilung der Schadensersatzan- £
spriiche zu stehen. Lr kommt selbst zu dem Ergebnis, es héttellm
der groBen Linie der Umnstellung mehr entsprochen, auch die i
Schadensersatzanspriiche nach Moglichkeit zu dezimieren.

Die Auffassung Langes ist inzwischen vom II. Zivil-
senat des Bundesgerichtshofs (BGHZ 5, 197 /798/;.6, 227
1?3173 und vom Oberlandesgericht Miinchen (BB 1951, 907)
abgelehnt worden.

Auch der erkennende Senat schlieBt sich, jedenfalls
fliir den Bereicherungsanspruch, der gemdB §§ 946, 957 BGB
bei der Verbindung einer beweglichen Sache mit einem Grund- 3§
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stliick entsteht, der vom Obersten Gerichtshof und dem II.
Senat vertretenen Auffassung an. Es kann zwar dahinge-
stellt bleiben, ob von der Behandlung eirner ordnungsmissi-
gen Kaufpreis- oder Darlehnsschuld auf die einer Berei-
cherung geschlossen werden kann, es ist aber dsran festzu-~
halten, daB mit dem Einbau von beweglichen Sachen in ein
Geb&ude ein Verglitungsanspruch in Geld entsteht, der da-
mit seiner Hohe nach festgelegt ist. Die Meinung Langes
ist nicht richtig, dall das Reichsgericht zu dieser Auf-
fassung nur avs den Verhiltnissen der Geldentwertung nach
dem ersten Weltkrieg und nur im Zusammenhang damit gekom-
men sei, daB die von beiden Teilen beigebrachten Leistun-
gen verhdlinismdBig umgewertet werden, denn dieselbe An-
sicht findet sich schon in fritheren Entscheidungen (RG
vom 12. Juni 1907 I 565/06 in SeuffBl fiir Rechtsanwendung
75, 361; RG vom 24. Marz 1923 V 272/22 in Gruchots Beitr
67, 216). Ein solcher Geldanspruch fdllt unter das Umstel
lungsgesetz, Er kann auch nicht zu der Gruppe von Ansprii-
chen genommen werden, filr die § 18 UmstG eine Umstellung
1 ¢ 1 vorgesehen hat. Es kann dahingestellt bleiben, ob
der in der Rechtsprechung (BayrObLG vom 20. Oktober 1950
- DRsp II /257/ Bl 100% -; OLG Frankfurt in MDR 1951, 679)
vertretenen Auffassung gefolgt werden kinnte, dall die Voll-
aufwertung solchen Gldubigern zugute kommen solle, die ent-
weder an einer Vermbgensgemeinschaft unmittelbar beteiligt

gewesen seien oder die kiinftig Eigentum cder Miteigentum
an einem Sachvermdgen erlangt h&tten, wenn sie nicht mit
einer Geldforderung abgefunden worden wiren, denn dieser

FPall ist nicht gegeben. Der Kl&Zger mBte von Anfang an

wisgsen, dafl er durch die von ihm vorgenommenen Einbauten

nicht Miteigentum, sondern nur einen Ersatzznspruch in Geld
ekommen werde,




 ~Auéh in anderen Fillen, in denen ein Geldanspruch an
StelLe eines Sachwerts gelelstat werden muB, ist Umstellung
10 : 1 angenommen wordeni &5 bei Ansprichen anf Bfsats von
Transportschiden nach § 85 EVO (BGHZ 1, 53) und bei Ersatz—
nspriichen auf Grund des Einheitsmietvertrags fiir Baugerste
(BGHZ 2, 192): B G R

Die Revision macht nun geltend, dem Rechtsgedanken,
den Wertersatz nach der Zeit der Einfligung der bewegliohen 
;Sachen in das Grundstiick zu bemessen, stehe das Wegnaﬁme»;
%reﬁht entgegen, das dem Klage“ sowohl nach § 547 BGB wie
nach § 997 BGB zustehe. Das Verhaltnis zwischen dem Kla~¢
ger und den Beklagten sei zundchst insofern ein Sﬂhwebon-L 
dum gewesen, als dem Klag er mit dem Plnbau verschiedene
Rechue9 nimlich das Recht zur Wegnahme und das Recht auf
Geldersatz, erwachsen seien. Eine Konkretisierung diese
Redhte'zu einem Geldanspruch trete erst ein, wenn der Klg—.
ger sich entscheide, welches der ihm zustehenden Rechte er
susiiben wolle, und das sei erst mit der Klagerhebung ge—
schehen. Solange der Eigentlimer damit rechnen miisse, daB
 def Mieter seine Einrichtungen wieder wegnehme, stehe auch

eine Bereicherung fir ihn noch nicht fest. <

Mit dieser Einwendung kann die Revision keinen Erfolg
haben. Es ist nicht richtig, daB bei dem Einbau der Sachen
ein Scimebezustand entsteht und erst mit der Klagerhebung
sich entscheidet, welchen Anspruch der Xliger geltend ma-
chen will. Durch den Ewnoau tritt ﬁlnlmenw nach § 946 BGB
-endgiiltig der Ubergang des Elgenuums auf den Grundstuyka—
eigentiimer ein, und es entsteht der Geldanspruch des
§ 951 BGB. Macht der Besitzer von einem ihm zustehenden
Abtrennungsrecht Gebrauch, so tritt ein neuer Eigentums-
wechsel ein. Der Besitzer "kann die Saéhe sich aneignen'.
In diesem FPall f&Hllt der Ersatzanspruch'in sich zusammen.




Von dieser Moglichkeit der Wegnahme hat der Kléger niohﬁ\
Gebrauch gemacht. Im iibrigen besteht im gegebenen PFall ‘

ein Wegnahmerecht nicht. Es kommt, ‘abgesehen von drei Ti-
'ren, nicht die Wegnshme von Sachen in Betracht, die nachher:
wieder selbstandig verwendet werden konnten, sondern'd‘a'sy
was nach der Wegnahme fiir den Mieter ilbrig bleiben‘wurQE;
widre nichts anderes als Schuttr und ‘auch die Taren hit-
~ten keaum mehr als Holzwert. bev Klager hat SLph auch der
Stadt Hamburg gegeniiber zum Ausbsu der Mohnung in Selbs { i
‘hilfe und Sglbutfjnanzlcvung Vernfllchfet und es ist dé&én
auszugehen, daBl diese Verpflichtung die Voraussetzung dér 
Leistungsanforderung vom 16, April 1946 gewesen ist. Bs

kan dahingestellt bleiben, ob diese VerprlchTumg alg o o
buvgovllob«rcchtllcher Vertrag ZUgUNS ‘ten Drlttexv gt lgydé%“
Beklagten, .anzusehen ist, jedenfalls wlirde es gegen Trpql
und Glauben verstoBen, wenn der Klgger die éingebautern ..
Materialien wweder herausreifen und damit die- eanpreChend
seiner Verpflichtung ge“ohalfenc Wchnunb wieder tor %
witrde . |

Auch die Einwenduhg der Revision ist nicht haltbar,

is
die Beklagten konnten kein Entgelt dafiir veriangen, daB

iehe, die ‘er selbst

7/

der Kldger aus einer Sache Nutzungen z
geschaffen habe, ohne dazu den Beklagten gegeniiber recht-

llch Ve“DfllChTCt gewesen zq'ﬁc*r Denn die Gegensténde,
die in das Haus der Beklagten eingebaut wurden, sind mit

dem Einbau deren Eigentum geworden;und der Kldger hat dafir
tz

cnur einen Geldanspruch erhalten. Der Kldger nu

etwa eine Sache, die ihm gehort und die er erst nach Be-=
endigung seines BGSTqu chts dem Beklagten herauszugeben



ITT, Zur AnschluBrevision:

Mit der AnschluBrevision machen die Beklagfen geltend,
der Kldger habe gewuBt, daB er zu seiner Leistung nicht
verpflichtet gewesen sei, er sel daher in entsprechender
Anwendung des § 814 BGB mit seinem Bereicherungsanspruch

gusgeschlossen.

Damit kann die AnschluBrevision keinen Erfolg haben.
DaB § 874 BGB nicht unmittelbar anzuwenden ist, nimmt
sie selbst an. Es kommt aber auch keine entsprechende
Anwendung in Betracht; denn bel der Hersusgabepflicht
nach § 951 BGRB handelt es sich nicht darum, daB eine
Leistung riickgéngig gemacht werden und dies unter be-
stimmten Voraussetzungen unterbleiben soll. Die Leistung
soll vielmehr bleiben, und nur die daraus entspringende Ge-
genleistung soll nech ihrem Umfang nach Bereicherungsgrund-

sdtzen bemessen werden.
Die ArschluBrevision ist daher ebenfalls unbegriindet.
Die Entscheidung iiber die Kosten beruht auf §§ 97, 92 Zﬂﬂ

Dr. Pritsech  Dr.Tasche Dr. Heck  Schuster DTOOechﬁler@



	BMÄstraße 127,

	mmm m	siweg


